
Von der Gewerkschaft in die
Gesellschaft und zurück: Die
DGB-Jugend wird 2010 eine
Debatte über die Zukunft der
jungen Generation anschieben.
Von René Rudolf

rekarität ist nicht normal – sie soll-
te es nicht sein. Besonders im Be-
rufseinstieg: Junge Leute drehen

endlose Praktikums- und Maßnahmen-
schleifen. Und wenn sie eine Ausbildung
absolvieren, werden sie hinterher nicht
übernommen. 

1, 5 Millionen junge Leute sind ohne Be-
rufsabschluss. Fast eine Million ist arbeits-
los gemeldet. Unzählige Abiturient/-innen
– derzeit 77 Prozent eines Jahrgangs – neh-
men kein Studium auf. Weil ihnen die Aus-
bildung an der Hochschule zu riskant ist und
sie ein Studium schlechtweg nicht finanzie-
ren können.

In der Gewerkschaftsjugend wird derzeit
diskutiert, welche Lösungsmöglichkeiten
sich angesichts der desolaten Lage bieten. 

Nicht zuletzt die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise hat die ohnehin brisante Situati-
on der jungen Generation noch verschärft.
Und das, obwohl scheinbar ein flächende-
ckender Fachkräftemangel droht und die
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Das dicke Ding
Liebe Leserin, lieber Leser,

dieser Ausgabe der Soli aktuell liegt ein
Fragebogen bei – denn die
DGB-Jugend will ihren
Newsletter noch verbessern.
Wir möchten von euch wis-
sen: Was ist schon gut, was
kann und sollte besser wer-
den? Müssen manche Inhal-
te stärker berücksichtigt
werden? Lest ihr online
oder Print?

Wir haben einen kur-
zen Fragebogen konzi-

piert, dessen Beantwortung nicht länger als
fünf Minuten in Anspruch nehmen wird. Jede
positive und negative Anregung von Euch hilft
uns.

So, und jetzt kommt’s ganz dick: Als Dan-
keschön fürs Mitmachen verlosen

wir unter allen Teilnehmer/
-innen eine Reise zur antiras-
sistischen Fußball-Weltmeis-
terschaft »Mondiali Antiraz-
zisti« vom 7. bis 11. Juli 2010 in
Bologna – Anreise, Übernach-
tung und Eintrittskarten zur
WM inklusive. Viel Spaß beim
Ausfüllen! ∏

Redaktion Soli aktuell 

l e s e r u m f r a g e

P

solisoli aktuellaktuell

a) Im ersten haben wir ein paar allgemeine Fragen 
zu  deinem Umgang mit der Soli aktuell. 

1. Die Soli aktuell…∂ habe ich bestellt∂ bekomme ich ohne Bestellung automatisch zugestellt

∂ nehme ich mit, wenn sie ausliegt∂ Sonstiges: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .2. Die Soli aktuell möchte ich am ehesten… 
∂ als Printexemplar erhalten∂ als pdf zugestellt bekommen∂ auf der Homepage vorfinden∂ Weitere Möglichkeiten: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .3. Dass es die Soli aktuell bereits als pdf unter www.dgb-jugend.de gibt…∂ wusste ich und nutze das Angebot auch

∂ wusste ich, nutze das Angebot aber nicht
∂ wusste ich nicht

4. Ich möchte die Soli aktuell…∂ trotzdem weiterhin als Druckexemplar mit der Post 
zugeschickt bekommen    

       
 

   
                   

     

       

Liebe Leserin, lieber Leser,seit dem ersten Erscheinen der Soli aktuell im Jahre 1949, da-

mals noch unter dem Namen »Solidarität«, hat sich das Magazin

 immer wieder gewandelt und erneuert. In ihrer jetzigen Form

 erscheint die Soli aktuell seit Mitte der neunziger Jahre. 2010 wollen wir die Soli aktuell für unsere Leserinnen und Leser

weiter optimieren und möchten daher gerne von euch wissen:

Was ist schon gut, was kann und sollte besser werden? Dazu

 haben wir einen kurzen Fragebogen konzipiert, dessen Beant -

wortung nicht länger als fünf Minuten in Anspruch nehmen

wird. Dabei gibt es grundsätzlich keine falschen oder schlechten

Antworten, jede positive und negative Kritik von euch hilft uns,

die Soli aktuell zu verbessern. 

Als Dankeschön verlosen wir unter allen Teilnehmer/-innen

 eine Reise zur antirassistischen Fußball-WM »Mondiali Anti-

razzisti« vom 7. bis 11. Juli 2010 in Bologna inkl. Anreise, Über-

nachtung und Eintrittskarten zur WM. Mehr zur WM findest

du unter www.mondialiantirazzisti.org. Alle Daten werden vertraulich behandelt und anonym aus ge -

wertet. Die Daten werden nur zur Evaluation der Soli aktuell

 verwendet. Es erfolgt keine Weitergabe an Dritte. Bitte ausgefüllt senden an: Per Fax: 030 / 240 60 409Per Post: DGB-Bundesvorstand, Bereich Jugend, 
Soli aktuell, Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin

b) Wir stellen dir folgend ein paar Aussagen zur Gestaltung

und zum Aufbau der Soli aktuell vor, die du auf  einer
 Skala von 1 bis 6 bewerten kannst. 

7. »Das Design der Soli aktuell gefällt mir sehr gut.«
Stimme voll zu

Stimme gar nicht zu

∂ 1 ∂ 2 ∂ 3 ∂ 4 ∂ 5 ∂ 68. »Die Texte der Soli aktuell finde ich inhaltlich 
sehr ansprechend.«Stimme voll zu

Stimme gar nicht zu

∂ 1 ∂ 2 ∂ 3 ∂ 4 ∂ 5 ∂ 69. »Die Themenauswahl und Themengewichtung 
der Soli aktuell finde ich sehr gut«Stimme voll zu

Stimme gar nicht zu

∂ 1 ∂ 2 ∂ 3 ∂ 4 ∂ 5 ∂ 610. Folgende Themen interessieren mich dabei besonders: 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .         

       

Fragebogen

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

So wollen wir leben
Überalterung der Gesellschaft als Schreck-
gespenst allgegenwärtig ist.

So geht’s nicht weiter, das ist großer
Konsens innerhalb der Gewerkschaftsju-
gend, in Jugendverbänden, Studierenden-
gruppen, Schülervertretungen und Jugend-
organisationen. Im vergangenen Jahr hat es
zum Thema junge Generation einen ersten
Runden Tisch der DGB-Jugend gegeben. In
den Debatten konnten wichtige Erkennt-
nisse und unterschiedliche Perspektiven ge-
wonnen werden. Zentrales Ergebnis: Preka-
rität zieht sich längst als feste Konstante
durch alle Lebens- und Bildungsbereiche.

Deswegen will die DGB-Jugend nicht
mehr nur einzelne Milieus betrachten, son-
dern die junge Generation als Ganzes: Wel-
che Sorgen und welche Nöte plagen sie?

Jugend will Veränderungen. Unser Ziel
ist es, eine neue soziale Debatte innerhalb
der jungen Generation zu initiieren und die
Bewegung der Jugend zu unterstützen und
voranzubringen.

Prekarität ist keine Perspektive – des-
halb hat die Gewerkschaftsjugend im Feb-
ruar dieses Jahres ihre Planungen für das
Jahr 2010 konkretisiert. Wir wollen die An-
liegen und Probleme der Jugendlichen in öf-
fentlich machen und die Frage: »Wie wollen
wir leben?« gemeinsam mit den Jugendli-
chen diskutieren. 

Wir wollen eine breite öffentliche De-
batte über die Perspektiven der Jugend und
die Zukunft unserer Gesellschaft führen.
Alle, die sich daran beteiligen wollen, sind
herzlich eingeladen.

Über konkrete Schritte und wie die Me-
dien eingesetzt werden können, die dazu
nötig sind, um eine breite gesellschaftliche
Diskussion anzuzetteln, darüber wird in den
nächsten Monaten in den Jugendbereichen
der Gewerkschaften und des DGB beraten.

So sollen – von der Gewerkschaft in die
Gesellschaft – die bisherigen gewerk-
schaftlichen Vorstellungen wie etwa unbe-
fristete Übernahme nach der Ausbildung,
Abschaffung von Bildungsgebühren, Ein-
führung gesetzlicher Regelungen bei Prak-
tika – in die Diskussion eingebracht werden.
Und im Gegenzug – von der Gesellschaft in
die Gewerkschaft – neue Erkenntnisse und
Forderungen gewonnen werden.

Unser Ziel ist es, die be-
rechtigten Anliegen und das
gesellschaftliche Engage-
ment der Jugend aktiv zu
unterstützen. ∏
René Rudolf ist DGB-Bundesjugend-
sekretär.
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Auf Integrationskurs
NRW: Mehr Ausbildung �
Die nordrhein-westfälische
Landesregierung will errei-
chen, dass mehr türkische Ju-
gendliche eine Ausbildung
machen. Arbeitsminister
Karl-Josef Laumann (CDU)

hat dazu mit den türkischen Generalkonsu-
laten einen entsprechenden Aktionsplan
verabredet. 

Die Zahl ausländischer Jugendlicher, die in
NRW eine Ausbildung machen, geht zurück:
Während im Jahr 1994 noch 42% von ihnen
eine Berufsausbildung absolvierten, liegt
der Anteil jetzt bei nur noch 25%. 

Verbandsstrategie
Gegen Diskriminierung � Mehrere Ver-
bände, darunter auch der DGB, haben sich
zum »Bündnis gegen Diskriminierung« zu-
sammengeschlossen. Ziel des Bündnisses
ist die Stärkung der Antidiskriminierungs-
kultur in Deutschland. 
www.dgb.de, www.antidiskriminierung.org

Nicht mit uns!
Pleite in Sachsen � Es ist Finanzkrise und
der Freistaat Sachsen muss trotz eines be-
schlossenen Doppelhaushalts sparen. So
auch das Sächsische Staatsministerium für
Soziales und Verbraucherschutz – 25 Mio.
Euro allein für 2010. 

Betroffen sind über die Jugendpauschale die
Kommunen und Landkreise, die überörtlich
tätigen Jugendverbände und -vereine, die
Träger von Freiwilligendiensten und alle
noch einmal über die Kürzung der Förde-
rung des Ehrenamts.

DGB-Bezirksjugendsekretär André Schna-
bel: »Das hat auch auf die DGB-Jugend Aus-
wirkungen: Pro Jugendbildungsreferent gibt
es 10% weniger. Und die Bildungsmittel
werden von 40.000 Euro auf Null gefah-
ren.«
Unterstützung ist gefragt. Die Protest-Homepage des
 Kinder- und Jugendrings Sachsen: www.kjrs-online.de

Personalien
Kerstin Pätzold, 34, ist neue
Gewerkschaftssekretärin mit
jugendpolitischen Aufgaben
bei der DGB-Jugend Nieder-

sachsen.

Nina Schlich-
ting, 21, arbei-
tet seit März 2010 im Sekre-
tariat des Bereichs Jugend
beim DGB-Bundesvorstand.
Sie ist Auszubildende und –

na klar – in der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung des DGB.

Bildungsarmut 
Finanzkrise weltweit � Der jüngste
UNESCO-Bericht »2010 – Bildung für alle:
Die Benachteiligten erreichen« warnt vor
den Folgen der Finanzkrise für die Kinder in
armen Ländern. Neben einer Lösung für
strukturelle Probleme seien 16 Mrd. US-Dol-
lar pro Jahr und 10,3 Mio. Lehrkräfte für die
46 ärmsten Länder nötig, um das Ziel, je-
dem Kind eine Grundbildung zu ermögli-
chen, bis 2015 umzusetzen. Zurzeit stehen
2,7 Mrd. US-Dollar zur Verfügung. 
www.unesco.de/ua02-2010.html?&L=0

Grundsatzurteil
Datenspeicherung gestoppt � Das Bun-
desverfassungsgericht hat im März 2010 in
einem Grundsatzurteil zur Vorratsdaten-
speicherung eine Löschung der bisher ge-
speicherten Telefon- und Internetdaten an-
geordnet. Die Massenspeicherung dieser
Daten etwa zur Strafverfolgung sei in seiner
jetzigen Form nicht mit dem Grundgesetz
unvereinbar. Die DGB-Jugend hatte die Vor-
ratsdatenspeicherung kritisiert. 

Die stellvertretende DGB-
Vorsitzende Ingrid Sehr-
brock, für den Bereich Ju-
gend zuständig, hat das Ur-
teil begrüßt. Die Überlegun-
gen des Gerichts sollte die
Bundesregierung bei der an-
gekündigten Überarbeitung des elektroni-
schen Entgeltnachweises ELENA, mit dem
global Arbeitnehmerdaten erfasst werden
sollen, unbedingt berücksichtigen.

Reform, bitte
Undemokratisches Bauhandwerk � Die
IG BAU fordert, künftig die Arbeitnehmer-
seite zu 50% an der Selbstverwaltung des
Handwerks zu beteiligen. Die einseitige Pri-
vilegierung der selbstständigen Meister/-in-
nen mit zwei Dritteln der Vollversammlungs-
sitze in Handwerkskammern sei nicht mehr
zeitgemäß und benachteilige die Arbeitneh-
merseite in ihren demokratischen Rechten.
www.igbau.de

Hamburger Modell
Neue Jugendstrategie � Der Senat der
Stadt Hamburg hat im Februar 2010 ein
Konzept vorgelegt, dass darauf zielt, »Ju-
gendliche für die europäische Idee zu moti-
vieren, ihr Wissen und ihre Kompetenz in
Sachen Europa zu stärken und ihnen die
Partizipation in europäischen Angelegen-
heiten zu erleichtern«.

Dies sieht auch Möglichkeiten der direkten
Beteiligung von Jugendlichen an politischen
Entscheidungen vor. 
www.jugendpolitikineuropa.de/europzusammen/
news-612.html

Sozial gerecht
GEW: Mehr BAföG � Die Bildungsgewerk-
schaft GEW hat sich im Februar 2010 für ei-
ne stärkere Anhebung der BAföG-Sätze aus-
gesprochen und die Bundesregierung auf-
gefordert, den vorliegenden Gesetzentwurf
für ein »nationales Stipendienprogramm«
zurückzuziehen. 

Für die Verbesserung des BAföG, auf das
grundsätzlich alle Studierenden einen
Rechtsanspruch haben, plant die Bundesre-
gierung 350 Mio. Euro ein. 

Für die neuen Stipendien, von denen nur ei-
ne kleine studentische Elite profitiert, will
sie 600 Mio. Euro jährlich mobilisieren. »Da-
von die Hälfte aus den Haushalten des Bun-
des und der Länder. Da stimmt das Verhält-
nis nicht«, sagt GEW-Vorstand Andreas
 Keller.
www.gew.de

Viele dafür
Mindestlohn � 70% der Bevölkerung spre-
chen sich für einen gesetzlichen Mindest-
lohn aus. Am höchsten ist die Zustimmung
unter Niedriglohnverdiener/-innen und Ar-
beitslosen, die sich von einer Lohnunter-
grenze eine Verbesserung ihrer Lebensver-
hältnisse versprechen. Selbst unter Besser-
verdienenden und Selbstständigen sind die
Befürworter/-innen aber in der Mehrheit. 
www.boeckler.de/32015_102364.html

Prüfstelle rät
Selber prüfen � Die Bundesprüfstelle für
jugendgefährdende Medien sieht keine
Möglichkeit zum Verbot der so genannten
Schulhof-CD der NPD. Die CD dürfe weiter-
hin Kindern und Jugendlichen zugänglich
gemacht werden. Die Bundesprüfstelle kön-
ne nichts »allein wegen des politischen In-
halts« indizieren. Das Landeskriminalamt
Niedersachsen hatte einen Verbotsantrag
gestellt. 

Die Prüfstelle regte an, dass die Schulen ein
Verteilen solcher CDs auf dem Schulhof in
Eigenregie unterbinden. Dafür sei kein Ver-
bot durch die Bundesprüfstelle erforderlich.
www.bundespruefstelle.de

Mehr Anstand!
BIAJ fordert � Kein Lohnabstandsgebot,
sondern ein Lohnanstandsgebot fordert das
Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung
und Jugendberufshilfe (BIAJ). Eine »Lohnan-
standshöhe« sei in das Sozialgesetzbuch zur
Präzisierung der »zumutbaren Arbeit« auf-
zunehmen. Arbeiten mit einem erzielbaren
Arbeitsentgelt unter der Lohnanstandshö-
he, die auf 7,60 Euro beziffert wird, gelten
dann als nicht zumutbar. 
Infos: E-Mail: institut-arbeit-jugend@t-online.de
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Arbeitsplatzsuche. Immer wieder werden
Fälle bekannt, in denen die Wehrpflicht Ar-
beitsplatzperspektiven zunichte macht. 

Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU
und FDP sieht schon eine Verkürzung des
Wehrdienstes auf sechs Monate vor. Auch
für den Zivildienst sollen entsprechende
Änderungen gelten. Machen die Dienste
überhaupt noch Sinn?

»Der Wehrdienst, ob mit oder ohne Waffe,
schränkt die Grundrechte auf Selbstbe-

stimmung und freie Ent-
faltung junger Männer
erheblich ein«, sagt Flori-
an Haggenmiller, bei der
DGB-Jugend zuständig

für Bundeswehr- und Zivildienstfragen (sie-
he auch Soli 1-2010).

60.000 junge Männer
leisten momentan ihren
Wehrdienst als Pflicht-
dienst ab, 80.000 Jugend-
liche Zivildienst. Während die Bundeswehr
nur jeden zweiten Wehrpflichtigen einbe-
ruft, muss nahezu jeder, der den Dienst an
der Waffe verweigert, Zivildienst leisten.

Die DGB-Jugend setzt sich daher für die
Abschaffung der Wehrpflicht und anderer
Zwangsdienste ein: »Wir fordern für den
Sozialbereich sozialversicherungspflichtige,
tarifvertraglich geregelte Arbeitsplätze und
Freiwilligendienste«, so Haggenmiller, und:
»Zwangsdienste jeder Art sind abzuschaf-
fen.«

Eine Haltung, die auch andere Jugendzu-
sammenschlüsse vertreten. »Nach unserer
Überzeugung ist die Wehrpflicht nicht
mehr notwendig und auch nicht mehr zeit-

gemäß, damit die Streitkräfte ihre Aufga-
ben erfüllen können«, sagt Dirk Neumann,
DGB-Jugend-Referent und zugleich stell-
vertretender Vorsitzender des DBJR, in dem
fünf Millionen junge Menschen organisiert
sind. 

Franziska Drohsel, Bundesvorsitzende
der JungsozialistInnen in der SPD, bezeich-
net die Wehrpflicht als »ein Relikt aus ver-
gangenen Tagen«: »Wir sehen in dem staat-
lichen Zwang einen völlig ungerechtfertig-
ten Eingriff in die individuellen menschli-
chen Freiheitsrechte.«

Auch Christine Hoffmann, Generalse-
kretärin von Pax Christi, schließt sich dieser
Sichtweise an. Stelle doch die faktische
Wahlfreiheit zwischen Grundwehrdienst
und Zivildienst oder anderen Freiwilligen-

diensten die Gesellschaft
vor neue Herausforde-
rungen. »Der Dienst an
der Waffe hat andere
ethisch-moralische Im-

plikationen als die Pflegeunterstützung im
Altersheim oder ein freiwilliges ökologi-
sches Jahr. Das darf nicht nivelliert wer-
den«, sagte Hoffmann.

Und Stefan Philipp von der Zentralstel-
le Kriegsdienstverweigerung betont: »Die
Wehrpflicht steht im Widerspruch zum
Grundgesetz und ist als Ausnahme von den
Freiheitsgarantien der Verfassung nur dann
zulässig, wenn es die sicherheitspolitische
Lage zwingend erfordert. Das ist spätes-
tens heute nicht mehr der Fall.«

Fazit der Kooperation: Die Abschaffung
der Wehrpflicht ist der beste Gewissens-
schutz für Kriegsdienstverweigerer. ∏
Marco Penz’ Petition gibt es auf 
www.zentralstelle-kdv.de/petition.php

Zivildienst, die zweite: Nach-
dem die DGB-Jugend ihre For-
derung nach Abschaffung der
Wehrpflicht bekräftigt hat,
ruft sie nun gemeinsam mit
anderen Verbänden dazu auf,
die Bundestagspetition von
Marco Penz zu unterstützen.

ehrpflicht aussetzen, Freiwilligen-
dienste fördern« – die Forderung
des 20-jährigen Jura-Studenten

Marco Penz ist denkbar kurz und knackig. Ei-
ne entsprechende Petition hat der ehemali-
ge Zivildienstleistende an den Bundestag
gerichtet. 

Jetzt unterstützt ihn die DGB-Jugend in
seinem Anliegen. Und nicht nur die: Bei ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz am
23. Februar 2010 in Berlin waren auch der
Deutsche Bundesjugendring (DBJR), die
JungsozialistInnen in der SPD, Pax Christi
und die Zentralstelle KDV am Start. 

Worum geht’s? In seiner Petition unter-
sucht Penz ausführlich juristische, ökono-
mische und gesellschaftspolitische Grün-
de, die für die Abschaffung der Wehrpflicht
sprechen. Er verweist dabei auf zahlreiche
Forschungsergebnisse und stellt die Posi-
tionen der Parteien, der Kirchen, der Ge-
werkschaften und der
Wohlfahrtsverbände dar.

Außerdem geht er auf
die sicherheitspolitische
Lage ein, mit der die
Wehrpflicht bisher legitimiert wurde. Im in-
ternationalen Vergleich zeige sich, so Penz,
dass 23 von 28 Nato-Staaten »die Wehr-
pflicht ausgesetzt haben oder sie aussetzen
werden«. 

Auf 147 Seiten legt Marco Penz in der
Petition die Argumente dar, die zu seiner
Forderung auf Abschaffung der Wehrpflicht
führen. Als Alternative beschreibt er die
Förderung von Freiwilligendiensten. »Frei-
willigendienste müssen attraktiv gestaltet
werden«, erklärt der Petent und fordert:
»Jugendliche, die sich für einen Freiwilli-
gendienst entschieden haben, sollten keine
Nachteile davontragen.«

Seit nunmehr über 50 Jahren hält die Bun-
desrepublik Deutschland an der Wehr-
pflicht fest, als sei sie eine Selbstverständ-
lichkeit. Verfassungsrechtlich geschützte
Freiheitsrechte werden zugunsten der
Wehrpflicht eingeschränkt. Dies führt mit-
unter zu desolaten Verhältnissen bei der

Eine Petition für die Jugend
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Immer wieder machen die
Zwangsdienste Arbeitsplatz-

perspektiven zunichte.

»Die Wehrpflicht ist eine 
längst überkommene
 Wehrform.« Marco Penz

Bündnis gegen Wehrpflicht (v. l.): F. Drohsel, D. Neumann, M. Penz, S. Philipp, F. Haggenmiller, C. Hoffmann 



Neue BIBB-Zahlen bestätigen
den Ausbildungsreport der
DGB-Jugend. Nur wenige Be -
rufe  dominieren, Männer und
 Frauen lernen unterschiedlich
– vor  allem finanziell.

s gibt derzeit 349 duale Ausbil-
dungsberufe – von A wie Ände-
rungsschneider/-in bis Z wie Zwei-

radmechaniker/-in. 
Klingt erstmal ganz flott. Aber wenn

man genau hinschaut, konzentrieren sich
seit Jahren die Ausbildungsverhältnisse auf
nur ganz wenige Berufe. Und dieser Trend
hat sich auch 2009 weiter fortgesetzt: Drei
Viertel aller neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge (insgesamt 566.004) entfal-

len auf 44 Berufe, was einem Anteil von ge-
rade mal zwölf Prozent des gesamten Spek-
trums entspricht. Dies ergibt eine aktuelle
Analyse des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung (BIBB). 

Betrachtet man die neu abgeschlossenen
Ausbildungsverträge bei jungen Männern,
zeigt sich ein ähnliches Bild: 25 Prozent aller
Abschlüsse entfallen auf sieben Berufe, drei
Viertel auf 42 Berufe. Männliche Auszubil-
dende wählen gern die gewerblichen Beru-
fe des Handwerks: Rund zwei Drittel aller
Neuabschlüsse entfallen bei ihnen auf so
genannte Fertigungsberufe, ein Drittel auf
Dienstleistungsberufe. Spitzenreiter ist der
Kfz-Mechatroniker (mit 17.597 Neuab-
schlüssen), gefolgt vom Einzelhandelskauf-
mann (13.524), dem Industriemechaniker
(13.136) und dem Koch (11.724). 

Bemerkenswert ist, dass in den »Top 25«
bei den männlichen Auszubildenden 13 Be-
rufe zu finden sind, die zu mehr als 90 Pro-
zent nur von jungen Männern besetzt wer-
den – und zwölf davon stammen aus dem
Fertigungsbereich.

Bei weiblichen Auszubildenden dominiert
der Dienstleistungssektor. Ein Viertel aller
neuen Ausbildungsverträge entfällt auf nur
vier Berufe, drei Viertel auf lediglich 23 Be-
rufe. Spitzenreiterin ist die Einzelhandels-
kauffrau (mit 17.733 Neuabschlüssen), ge-
folgt von der Verkäuferin (16.989), der Bü-
rokauffrau (15.345) und der Medizinischen
Fachangestellten (14.121). 95 Prozent aller

Ungleichheit in der Ausbildung
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Neuabschlüsse innerhalb der »Top 25«-Be-
rufe bei jungen Frauen betreffen Dienstleis-
tungsberufe.

Das bedeutet: Unter den 25 von weibli-
chen Auszubildenden am stärksten besetz-
ten Berufen sind allein 21 Dienstleistungs-
berufe. Lediglich ein Beruf taucht in der Hit-
liste der jungen Frauen auf, der stärker tech-
nische Ausbildungsinhalte aufweist: die
Mediengestalterin Digital und Print – auf
dem 21. Platz. 

Die DGB-Jugend weist seit Jahren auf die
Einkommensungleichheit zwischen weibli-
chen und männlichen Azubis hin: Junge
Frauen verdienen in ihrer Ausbildung durch-
schnittlich bis zu 100 Euro – 22 Prozent –
weniger im Monat, das hat der Ausbil-
dungsreport 2009 der DGB-Jugend erge-
ben. Sie tritt dafür ein, das Berufswahlspek-
trum von jungen Frauen zu erweitern und
sie für Berufe zu interessieren, in denen die
Perspektiven günstiger sind. Gleichzeitig
fordert sie die umfassende Aufwertung so-
genannter typischer Frauenberufe, um der
dort geleisteten Arbeit gerecht zu werden
und die Attraktivität dieser Berufe insge-
samt zu erhöhen. ∏
Die neuen Zahlen zur Verteilung der Ausbildungsplätze
gibt es hier: www.bibb.de/de/54377.htm

Die Datenlage
11,5 Millionen Deutsche leben unter der Ar-
mutsgrenze – rund ein Drittel mehr als vor
zehn Jahren. Vor allem junge Leute und Fami-
lien sind betroffen.

14 Prozent der Gesamtbevölkerung gelten
damit als arm.

30: Um soviel Prozent ist die Zahl der als
arm geltenden Menschen in den letzten zehn
Jahren gestiegen. ∏

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung,
www.diw.de

a n g e z ä h lt

Minister betroffen?
Na, da hat der DGB-Bundesjugendausschuss ja
voll den richtigen Riecher gehabt: Mindestlohn
statt Aufstockertum!

Wenige Tage nach der BJA-Erklärung zu
Hartz IV ergab eine Anfrage im Bundestag, dass
jeder zehnte Erwerbstätige, der wegen seines ge-
ringen Arbeitseinkommens zusätzliche Hartz-
IV-Leistungen bezieht, im öffentlichen Dienst
oder in einem Unternehmen im öffentlichen
Sektor beschäftigt ist. Es sind sage und schreibe
131.722 Personen, die als sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte noch Leistungen aus der
Grundsicherung für Arbeitssuchende beziehen.
Tätig sind sie in der öffentlichen Verwaltung, im
Bildungs- und Sozialwesen sowie in der Entsor-
gungswirtschaft. 

Na, »öffentliche Verwaltung«: Ob FDP-
Chef Guido Westerwelle deswegen andauernd
nach neuen Betätigungsfeldern für Hartz IV-Be-
zieher/-innen sucht? Der verdient nämlich sein
Geld als Bundesaußenminister. Da ist es gut
möglich, dass das auch schon so ein Aufstocker-
job beim öffentlichen Dienst ist. Wo es doch
heutzutage auch hochqualifizierte Fachkräfte
treffen kann… ∏

h a r t z  i v :  o h  s c h r e c k

emmidemmi um Hartz IV – das
Bundesverfassungsgericht hat ein
wichtiges Urteil gefällt: Die Regel-

sätze müssen überprüft werden.
Im Februar 2010 hat der DGB-Bundes-

jugendausschuss das Urteil für Kinder und
Jugendliche als richtungweisend begrüßt:
»2,7 Millionen junge Menschen unter 25 Jah-
ren müssen von Hartz IV leben. Das heißt
für viele: Entbehrungen, Ausschluss vom
gesellschaftlichen Leben und kaum Mög-
lichkeiten der individuellen Entwicklung«,
sagt Bundesjugendsekretär René Rudolf.

Diese Menschen bräuchten faire Chan-
cen und anständig bezahlte Arbeit. »Statt

R

Fair und gut bezahlt
DGB-Jugend und Hartz IV-Debatte: Mindestlohn statt Arbeitszwang.

täglich neue Beschäftigungsideen für Ar-
beitslose auszubrüten, sollte sich FDP-Chef
Guido Westerwelle lieber für Mindestlöhne
stark machen«, so Rudolf mit Blick auf ak-
tuelle Debatten. Mindestlöhne entlasteten
den Sozialstaat, denn die müssten nicht
mehr vom Amt aufgebessert werden.

Unabhängig davon fordert die DGB-Ju-
gend, dass nach erfolgreich abgeschlosse-
ner Ausbildung alle Jugendlichen auch in ein
unbefristetes Vollzeitbeschäftigungsver-
hältnis übernommen werden. »Wir brau-
chen endlich ein Grundrecht auf Ausbil-
dung und auf Beschäftigung«, fordert Ru-
dolf. ∏
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Ein Rückgang der Ausbildungsplätze ist
in nahezu allen Organisationsbereichen der
Gewerkschaften zu erkennen. Von unrealis-
tischen Übernahmekriterien und Rückgang
der Ausbildungsplätze muss die DGB-Ju-
gend NRW berichten. Baden-Württemberg
meldet, dass Leute mit Einstiegsqualifizie-
rungsmaßnahmen zunehmend reguläre Ar-
beitskräfte ersetzen. In Bayern gibt es spür-
bar weniger Studierende – die Abiturient/-
innen verdrängen jedoch immer mehr junge
Leute mit niedrigeren Schulabschlüssen aus
der dualen Ausbildung. Die junge NGG ver-
merkt einen Trend hin zu zweijährigen Aus-
bildungen. Übernahme? Fehlanzeige.

Die Liste ließe sich beliebig verlängern, al-
len Punkten gemein ist jedoch: Das immer
wiederkehrende Wort von der »mangeln-
den Ausbildungsfähigkeit« junger Men-
schen wird von Unternehmen und Politik
auf allen Ebenen als Begründung genutzt,
weniger auszubilden. Dafür steht die Aus-
bildungsstatistik der Bundesagentur für Ar-
beit jedes Jahr geschönter da.

Die DGB-Jugend wird sich weiter ins
Thema vertiefen und die Kampagne »Aus-
bildung für alle« wiederbeleben. Außerdem
wird an einer eigenen, alternativen Ausbil-
dungsplatzstatistik gearbeitet.

Das zweite große BJA-Thema hieß: Ju-
gendarbeitsschutzgesetz bleibt! Es ist er-
klärtes Ziel der schwarz-gelben Bundesre-

Der DGB-Bundesjugendaus-
schuss analysiert die Ausbil-
dungsplatzsituation und die
Diskussion um den Jugend -
arbeitsschutz. Von Florian
Haggenmiller

er DGB-Bundesjugendausschuss
(BJA) hat sich in seiner Sitzung am
18. und 19. Februar 2010 mit der

Ausbildungsplatzsituation in der Wirt-
schaftskrise auseinandergesetzt. Im Fokus
standen die Fragen: Hat sich die Ausbil-
dungsplatzsituation verschlechtert? Und
welche Erfahrungen machen die Kolleg/-in-
nen in den Bezirken und Gewerkschaften?

Krisengespräche
gierung, den Jugendarbeitsschutz entschei-
dend zu verschlechtern. Die BJA-Delegier-
ten haben dazu gesagt: Die DGB-Jugend be-
kennt sich zu einem wirkungsvollen Ju-
gendarbeitsschutz und lehnt alle Vorschlä-
ge zu seiner Einschränkung ab. 

Alle politischen Akteur/-innen sind dazu
aufgefordert, gemeinsam zu verhindern,
dass z.B.: 
∂ das Züchtigungsverbot aus dem Gesetz
gestrichen wird
∂ die Ruhepausen gekürzt werden
∂ die Nachtruhe durch längere oder früher
beginnende Arbeitszeiten eingeschränkt
wird
∂ Samstags- und Sonntagsarbeit ausge-
weitet wird.

Nicht zu fassen, dass man das noch sa-
gen muss. Dieses Gesetz ist wichtig. Und es
sollte nicht verschlechtert, sondern verbes-
sert werden. 

Fazit im BJA: Wir lassen unsere jungen
Gewerkschaftsmitglieder nicht im Regen
stehen – oder besser hinterm Tresen, um bis
in die Puppen Bier auszuschenken.

Ein schöner Geburtstags-
gruß – am 20.Mai 2010 hat
das Jugendarbeitsschutzge-
setz Geburtstag – hoffentlich
nicht zum letzten Mal. ∏
Florian Haggenmiller ist politischer
Referent der DGB-Jugend.

D

Strukturreform/Aktion
Frau und Jung
DGB-Strukturreform: Eigentlich sahen die
Entwürfe für die neue DGB-Satzung so aus,
dass das derzeit noch bestehende Stimm-
recht der DGB-Frauen und der DGB-Jugend in
den Bezirksvorständen umgewandelt wird –
die beiden Gruppen hätten dann nur noch ei-
ne beratende Stimme gehabt. 

Der jetzt vom DGB-Bundesvorstand ein-
stimmig beschlossene Satzungsantrag an den
Bundeskongress sieht aber wieder ein Stimm-
recht vor. Dort heißt es: »Die Bezirksvorstän-
de bestehen aus der bzw. dem Bezirksvorsit-
zenden, der bzw. dem stellvertretenden Be-
zirksvorsitzenden, je einer Bezirksleiterin
bzw. einem Bezirksleiter der im Bezirk vertre-
tenen Gewerkschaften und einer Vertreterin
des Bezirksfrauenausschusses sowie einem/r
Vertreter/in des Bezirksjugendauschusses.«

Chancen für Frauen
Eine DGB-Jugend-Aktion: Derzeit laufen kon-
krete Vorbereitungen zur Neuordnung der
Büroberufe, in denen hauptsächlich junge
Frauen tätig sind. Die Arbeitgeberseite will
das nutzen, um auch in diesem Bereich zwei-
jährige Ausbildungen einzuführen.

Dies muss verhindert werden: Denn Kurz-
ausbildungen führen in eine berufliche Sack-
gasse und erhöhen das Risiko von Arbeitslo-
sigkeit. Die DGB-Jugend fordert deshalb die
Bundesregierung auf, die Benachteiligung
von Frauen durch Schmalspurausbildung zu
verhindern! 

Dazu werden derzeit Unterschriften ge-
sammelt – die Veröffentlichung eines ersten
Zwischenstandes soll schon zum »Equal Pay
Day« am 26. März 2010 erfolgen. ∏

Infos: DGB-Jugend, Tel.: 030 / 240 60 371, 
www.dgb-jugend.de

p r o j e k t n ac h r i c h t e n

Mitgliederentwicklung der DGB-Gewerkschaften 2009 bis einschließlich 27 Jahre

GdP GEW IG BAU IG BCE IG Metall NGG TRANSNET ver.di DGB gesamt

-7,3% -2,2% -3,6% -2,1% -2,3%

+6,2% +11% +3,2%+0,2%

Mitgliederzahlen
Weniger Austritte als sonst, Zugewinne in eini-
gen Bereichen – die Bilanz der Gewerkschafts-
jugend in Sachen Mitgliederentwicklung war im
Jahr 2009 durchwachsen: Neben der IG BAU 
(-7,3%) haben auch IG BCE (-2,2%), IG Metall 
(-3,6%) und ver.di (-2,1%) im Jugendbereich bei
der Gesamtzahl ein paar Federn lassen müssen,
auch wenn manche »Unternehmensteile« im

Plus lagen (z.B. ver.di Jugend bei den Auszubil-
denden). Hinzugewonnen haben hingegen die
GdP (+6,2%), die GEW (+11%!), die NGG (+0,2%)
und die Transnet (+3,2%).

Macht aber leider zusammen ein Minus
von 2,3%. Insgesamt gab es am 31. Dezember
2009 473.219 Gewerkschaftsmitglieder unter
27 Jahren, das ist ein Anteil von 7,6% an der
DGB-Gesamtzahl. Der hatte Ende 2009 insge-
samt 6.264.923 Mitglieder. ∏

o r g a n i s at i o n



Dos und Don’ts: Wie man 
sich am Ausbildungsplatz 
zu verhalten hat – und was
man am besten überhaupt
nicht tun sollte.

rötchen essen während der Ar-
beitszeit, gefundene Getränkebons
einlösen… 

In der letzten Zeit hat es einige Ge-
richtsurteile dazu gegeben, was man am Ar-
beitsplatz darf bzw. nicht darf. Das ist na-
türlich auch für Azubis relevant. Wenn es zu
Abmahnungen und Kündigungen von Aus-
zubildenden kommt, sind die Hintergründe
nicht immer klar: Was war erlaubt und was
nicht? Durfte man am Firmentelefon Pri-
vatgespräche führen…?

Für Auszubildende ist es sehr wichtig zu
wissen, was sie dürfen und was nicht: Sie
sollten sich an die Vorgaben halten. Spätes-
tens, wenn das Betriebsklima angespannt
ist. Andernfalls kann ein Verhalten, das län-
ger ungestraft blieb, plötzlich zum Kündi-
gungsgrund werden. 

Soli aktuell bietet eine Übersicht über
die häufigsten Problemfelder und ihre
rechtlichen Hintergründe.

Klauen verboten
Klauen geht nicht – das ist natürlich jedem
klar. Nicht ganz so klar ist aber oft, wo der
Diebstahl eigentlich an-
fängt: Eine stibitzt eine
Briefmarke, einer den
Keks vom Konferenztisch
– ist das schon Diebstahl?

Es wird einem schnell bewusst, wie eng
die Regeln ausgelegt werden, wenn man es
sich einmal andersherum vorstellt: Der Ar-
beitgeber nimmt sich hier und da aus der
Handtasche des Arbeitnehmers mal einen
Stift oder einen Euro oder beißt vom Pau-
senbrot des Mitarbeiters ab. Das will man
natürlich auf keinen Fall – und hier wird ei-
nem schnell klar, wie massiv der Vertrau-
ensbruch eigentlich ist. 

Und der Verlust an Vertrauen, den die
Beziehung durch dieses Verhalten erleidet,
ist oft das Hauptproblem: Abmahnung oder
Kündigung erfolgen in solchen Fällen weni-
ger wegen des – eher geringfügigen – Scha-
dens. Es ist der Vertrauensbruch, mit dem
der Arbeitgeber sogar eine Kündigung
rechtfertigen kann.

Hier gilt es, ganz besonders aufzupas-
sen: Auch wenn andere Kolleg/-innen sich
anders verhalten – der Auszubildende soll-
te immer nachfragen, bevor er etwas an

sich nimmt, das dem Betrieb gehört. 
Dies gilt übrigens gleichermaßen für

normale Arbeitnehmer/-innen. So wurde
kürzlich einem Mann gekündigt, weil er sein
Handy regelmäßig am Arbeitsplatz aufgela-
den hatte. 

Auch wenn die Kündigung
im anschließenden Kündi-
gungsschutzverfahren wieder
zurückgezogen wurde – das
Beispiel zeigt, wie schnell man
mit scheinbar üblichen und
harmlosen Handlungen den
Ausbildungsplatz in Gefahr
bringen kann.

Private Telefonate und E-Mails
In vielen Betrieben ist es gang und gäbe,
dass die Angestellten zwischendrin ihre 
E-Mails anschauen oder kurz privat telefo-
nieren, sei es mit dem eigenen Handy oder
dem Firmentelefon. Den Firmen entsteht
dabei oft kein Schaden, weil sie ohnehin Fla-
trates haben. Trotzdem sollte sich ein Aus-
zubildender nicht einfach beim Kollegen ab-
schauen, wie diese Dinge gehandhabt wer-
den: In Firmen gibt es formelle und infor-
melle Hierarchien, und bestimmte Mitarbei-
ter/-innen haben sich Rechte und Privile-
gien erworben, die für andere nicht gelten.

Ganz wichtig: Die Erlaubnis, am Ar-
beitsplatz privat zu telefonieren oder zu

mailen, beinhaltet nicht,
dass man dies während
der Arbeitszeit tun darf!
Der Zeitaufwand muss
von der Arbeitszeit abge-

zogen werden. Auf der sicheren Seite ist,
wer alle privaten Angelegenheiten in seiner
Pause erledigt.

Trinkgeld und Geschenke
Hier kommt es natürlich stark auf die Bran-
che an: In einem Hotel Trinkgeld anzuneh-
men ist normal, während dies in einer Be-
hörde schnell kritisch werden kann. 

Grundsätzlich gehört ein Trinkgeld im-
mer der Person, die es erhält, denn es ist ja
für die besondere Leistung gedacht, die die-
se Person erbracht hat. In einem Umfeld, in
dem Trinkgelder üblich sind, darf der Aus-
zubildende das Trinkgeld also behalten. 

Anders sieht es aus, wenn die Gabe von
Trinkgeld als Bestechungsversuch gewertet
werden kann. Hier sollte sich auch ein Aus-
zubildender fragen, ob er durch die Annah-
me von Geschenken vielleicht in eine unan-
genehme Situation gerät. Im Zweifelsfall
sollte er immer den Ausbilder fragen. 

Aus rechtlicher Sicht gilt außerdem bei
der Annahme von Geschenken: Es gibt eine
Bagatellgrenze. Geschenke mit weniger
Wert als fünf Euro darf der Auszubildende
behalten. Wenn der Wert höher ist, sollte
der Azubi unbedingt mit dem Ausbilder

oder Vorgesetzten sprechen.

Geschäftsgeheimnisse –
sind geheim
Ein Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnis – was ist das?
Grundsätzlich gilt: Sie sind Wis-
sen, das nur einem bestimm-
ten Personenkreis bekannt ist.

Klassische Betriebsgeheimnisse sind Kun-
denlisten, Rezepte oder geplante neue Pro-
jekte. Auch für Auszubildende gilt laut § 13
Berufsbildungsgesetz, dass sie solche und
andere Betriebsgeheimnisse für sich behal-
ten müssen.

Schlecht über andere reden
Jeder Auszubildende ist gut beraten, nicht
schlecht über Kolleg/-innen, Ausbilder/-in-
nen und Vorgesetzte zu sprechen. Direkte
Beschimpfungen des Chefs oder Beleidi-
gungen können eine Abmahnung und im
wiederholten Fall auch die fristlose Kündi-
gung nach sich ziehen. Ein Azubi sollte es
nicht laut aussprechen, wenn er seinen Vor-
gesetzten für einen Idioten hält. 

Dasselbe gilt bei den Kolleg/-innen. Vor-
gesetzte haben den Mitarbeiter/-innen ge-
genüber Fürsorgepflichten – und müssen
dafür sorgen, dass keiner am Arbeitsplatz
beleidigt oder diskriminiert wird. So müssen
sie gegen Mitarbeiter/-innen vorgehen, die
respektlose Bemerkungen über ihre Kol-
leg/-innen machen. Auch hier droht Ab-
mahnung oder fristlose Kündigung.

Nebenjob ausüben
Azubis dürfen einen Nebenjob ausüben –
müssen sich diesen jedoch genehmigen las-
sen. Der Betrieb darf aber die Ausübung nur
dann verbieten, wenn er der Ausbildung
schadet. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn
der Azubi durch den Nebenjob überbelastet
ist und am Ausbildungsplatz unkonzentriert
arbeitet. Außerdem darf niemand für einen
Konkurrenzbetrieb arbeiten.

Bei Minderjährigen kommt eine weitere
Beschäftigung oft nicht in Frage, da sie ma-
ximal 40 Stunden in der Woche arbeiten
dürfen – und somit keine Zeit für einen Ne-
benjob bleibt. Auch volljährigen Auszubil-
denden sind durch das Arbeitszeitgesetz
enge Grenzen gesetzt. ∏

Was darf man, was nicht?
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Termin bei Dr. Azubi.
Mit Jula Müller

B

Auf der sicheren Seite ist, wer
alle privaten Angelegenheiten

in der Pause erledigt.
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Die DGB-Jugend Mittelhessen
bietet antifaschistische Stadt-
führungen in Gießen an.

m Sommer 1989 gab die DGB-Ju-
gend Mittelhessen den antifaschis-
tischen Stadtführer für Gießen he-

raus. Ziel war es, insbesondere jungen Men-
schen die Möglichkeit zu geben, sich mit der
Geschichte dieser Gegend auseinanderzu-
setzen, Lehren zu ziehen, um nie wieder die
Fehler der Vergangenheit machen zu müs-
sen.

Diese Broschüre war vor allem ein Leit-
faden für Gruppenführungen, um in der
Stadt Gießen die Spuren des Aufstiegs und
Falls des Nationalsozialismus sowie des an-
tifaschistischen Widerstandes zwischen
1933 und 1945 aufzuzei-
gen zu können. Hiervon
wurde Anfang der neun-
ziger Jahre auch rege Ge-
brauch gemacht – Füh-
rungen von Schulklassen, Jugendgruppen,
Delegationen und frei ausgeschriebene An-
gebote gehörten zum Repertoire. 

Diese Angebote werden im Zuge der
Neuauflage des Stadtführers durch den
DGB Mittelhessen wiederbelebt: Ab dem
1. April 2010 bietet die DGB-Jugend nun wie-
der solche Führungen an. Der Antifaschisti-
sche Stadtführer umfasst 26 Stationen der
faschistischen Gewaltherrschaft in Gießen
und bildet die Grundlage für die zwölfjähri-
ge Zeitreise zwischen 1933 und 1945.

»Der Anlass für die Erarbeitung des
Stadtführers 1989 war der aufkeimende
Neofaschismus und der 50. Jahrestag des fa-
schistischen Überfalls auf Polen am 1. Sep-
tember 1939«, sagt Max Fuhrmann, DGB-Ju-
gendbildungsreferent in Hessen. 

20 Jahre danach könne von einer Schwä-
chung der extremen Rechten nicht die Rede
sein. Der zunehmende zeitliche Abstand zu
den Ereignissen des Nationalsozialismus
und die veränderten Erinnerungsdiskurse
in einem wiedervereinigten Deutschland
haben zudem die Rahmenbedingungen für
eine antifaschistische Bildungs- und Auf-
klärungsarbeit verändert. Dem wird auch in
der nun neu aufgelegten und stark überar-
beiteten Auflage des antifaschistischen

Stadtführers Beachtung
geschenkt – insbesonde-
re, warum 1933 die Eliten
aus Wirtschaft, Militär,
Politik und Medien der

NSDAP und Adolf Hitler den Weg zur Macht
politisch und finanziell
eröffneten, warum
nach der Machtüberga-
be am 30. Januar 1933
die Gleichschaltung
des Staatsapparates und aller gesellschaft-
lichen Bereiche so schnell und reibungslos
funktionierte und welche regionale Ent-
wicklung die neofaschistische Szene Mittel-
hessens und ihrer Aktivitäten in den letzten
30 Jahren genommen hat. 

»Unser zentrales Anliegen bleibt, mit
der Erinnerungsarbeit ein Geschichtsbe-
wusstsein zu vermitteln, das befähigt,

Schlüsse über gesell-
schaftliche und politi-
sche Fehlentwicklungen
zu ziehen, deren Auswir-
kungen in der Vergan-

genheit zu begreifen und daraus Konse-
quenzen für die Zukunft zu ziehen«, sagt
Fuhrmann. ∏

Infos: DGB-Jugend Mittelhessen, Walltorstraße 17d, 
35390 Gießen, Tel.: 0641 / 93 27 80, 
www.region-mittelhessen.dgb.de

Aktivposten
∂ Die DGB-Jugend NRW ist schwer einge-
spannt mit ihrer Initiative »Bildungsperspekti-
ve« – es gibt viele Terminen und Veranstaltun-
gen. Denn bald ist Landtagswahl, und die DGB-
Jugend sammelt im Vorfeld die Forderungen der
jungen Generation. Schon jetzt ist aber klar:
Schüler/-innen, Studierende und Auszubildende
wollen eine andere Bildungspolitik – im Klartext:
Schule für alle, Rücknahme der Schulzeitver-
kürzung, Abschaffung der Studiengebühren, Re-
form des Bachelor-Master-Systems, Verbesse-
rung der Ausbildungsqualität an Berufskollegs
und mehr Übernahmen für Ausgelernte in Be-
schäftigung.
Ab geht’s auf http://bildungsperspektive-nrw.de
∂ Die DGB-Jugend West bietet vom 9. bis
11. April 2010 das gewerkschaftspolitische Grund-
lagenseminar »Solidarity – Wer, wenn nicht
wir?« an. Es richtet sich an Neumitglieder und an

alle, die genauer wissen wollen, was Gewerk-
schaften tun, und wie sie aktiv werden können.
Anmeldung und Info: DGB-Jugend West,
 Daniel Hard, Tel.: 061 31 / 28 16 28, E-Mail:
 daniel.hard@dgb.de, www.dgb-jugend-west.de
∂ Die DGB-Jugend Niedersachsen kooperiert
ab sofort mit der TU Braunschweig: Studierende
können jetzt an Teamerschulungen der DGB-Ju-
gend teilnehmen und dafür Leistungspunkte im
Studium bekommen – ein ehrenamtliches En-
gagement, das das Studium nicht beeinträch-
tigt. Einziger Wermutstropfen: Auch Mittel aus
Studiengebühren fließen in das Projekt.
www.tu-braunschweig.de/psychologie/abt/
aos/news, www.gewerkschaftsjugend-
 niedersachsen.de
∂ »Keine Azubi-Stiefkinder« fordert die Trans-
net-Jugend und will eine Nachwuchs-Offensive
für die Berliner S-Bahn. Denn der droht ein
»Azubi-Notstand«, konstatiert Florian Witte. 
Der Leiter der Transnet-Jugend Berlin übt hefti-

ge Kritik an den Plänen der Chefetage der 
S-Bahn Berlin GmbH, die in diesem Jahr lediglich
24 Auszubildende neu einstellen will. »Doppelt
so viele werden gebraucht. Andernfalls steuert
die S-Bahn fahrplanmäßig auf ein Personalpro-
blem zu.« 
Auch mit denen, die schon da sind, muss anders
verfahren werden: »Denn Azubis werden wie
Stiefkinder behandelt: Die S-Bahn will möglichst
wenig von ihnen einstellen und sie nach der
Ausbildung möglichst schnell wieder loswer-
den«, schimpft Witte. Er fordert eine Übernah-
megarantie für Auszubildende, die ihre Ab-
schlussprüfung erfolgreich bestanden haben.
Soli aktuell meint: Stiefkinder? Das kommt ei-
nem bekannt vor. Wenn es so weitergeht, kann
die S-Bahn noch eine andere Nachwuchsoffen-
sive starten – bei den Fahrgästen: Auch da will
die S-Bahn möglichst wenig befördern. Oder
zumindest schnellstmöglich wieder loswerden…
www.transnet.org

k u r z  u n d  k l e i n
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Ein ganz besonderer Rundgang

Der zunehmende zeitliche
 Abstand zu den Ereignissen 
des Nationalsozialismus…

…hat die Rahmenbedingungen 
für eine antifaschistische

 Aufklärungsarbeit verändert.

Wieder aufgelegt:
Der antifaschistische

Stadtführer Gießen



Kino 1: Der Film »Frie-
densschlag« erzählt die

Geschichte fünf junger Männer
im Alter zwischen 16 und 20 Jah-
ren, die klauen, kiffen und Leute
verprügeln. Sie sind orientie-
rungslos und gewaltbereit. Letz-
ter Ausweg: Sie nehmen am Programm der »Work and Box
Company« teil… Ein höchst inspirierender Dokumentarfilm.
»Friedensschlag«. D 2010. Regie: Gerardo Milsztein. Start: 15. April 2010

+
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Kino 2: Marta ist jung, schön
und hat soeben sehr erfolg-

reich ihr Philosophiestudium ab-
geschlossen. Nun hat sie Proble-
me, einen Job zu finden. Bis sie So-
nia kennenlernt – und die vermit-
telt ihr eine Anstellung im Call-Center. Marta erweist sich
als besonders fähig, alten Leuten sinnloses Zeug zu vermit-
teln. Ein Gewerkschaftsaktivist weckt ihr Bewusstsein –
nicht nur, aber auch fürs politische Engagement. Bissige Sa-
tire auf neue und neueste Arbeitsverhältnisse. 
»Das ganze Leben liegt vor dir«. I 2008. Regie: Paolo Virzì. Darsteller/
-innen: Isabelle Ragonese u.a. Start: 18. März 2010

+

tipps + termine    

An den
DGB-Bundesvorstand, Ber. Jugend
Soli aktuell
Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin

∂ Ich möchte monatlich ____ Exemplar(e) bestellen.

vorname name 

organisation funktion 

straße nummer

plz ort

unterschrift 

Abo-Coupon
ausschneiden und im Fensterumschlag 
an die untenstehende Anschrift schicken. solisoli aktuellaktuell

Für sie wird gekämpft, gefilmt, Politik ge-
macht: die Finanztransaktionssteuer!
Nachdem allein in Deutschland in kurzer
Zeit mehr als 66.000 Leute eine entspre-
chende Petition an den Bundestag unter-
schrieben haben, folgt nun der nächste
Streich der auch von der DGB-Jugend un-
terstützten Kampagne »Steuer gegen Ar-
mut«: Ein internationales Netzwerk sam-
melt Unterschriften für einen Offenen Brief
an die Staats- und Regierungschefs der
G 20-Länder.
Mit dieser »Cyberaction« werden sie aufge-
fordert, für die Einführung einer Umsatz-
steuer auf den Handel mit Finanzvermögen
zu sorgen. Der DGB hat dazu brandaktuell
eine Broschüre veröffentlicht.
Zur Unterstützung der Kampagne wurde
auch ein Kurzfilm gedreht – mit Heike Ma-
katsch und Jan Joseph Liefers. Und der wur-
de sogar auf der Berlinale uraufgeführt!
Alle Infos zur Aktion: www.steuergegenarmut.de

Die neue DGB-Broschüre »Aus der Krise lernen –
 Finanztransaktionen besteuern«: www.dgb.de/
2010/02/akut_finanztransaktionssteuer.pdf

aktion des monats

Absender: DGB-Bundesvorstand, Henriette-Herz-Platz 2,  10178 Berlin
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Was ist Organizing ? Über Organizing wird in allen
Gewerkschaften diskutiert. Aber woher stammt der
Begriff? Was bedeutet es überhaupt in der Organisati-
on? Diese und weitere Fragen sollen im Seminar ge-
meinsam diskutiert werden. »Wir machen einen
Sprung zurück und schauen uns die Ursprünge des Or-
ganizing-Modells in den USA an«, sagt DGB-Bildungs-
referentin Astrid Henn. »Außerdem werden wir über
die Beweggründe sprechen, warum deutsche Gewerk-
schaften diese Strategie anwenden.« Darüber hinaus
werden Beispiele erfolgreicher Organizing-Kampa-
gnen in der Bundesrepublik vorgestellt und diskutiert. 
16. bis 18. April 2010. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen, Bu-
chungscode: ORG1 610278927

Schöner leben ohne Nazis: Die DGB-Jugend hat
eine Multimedia-DVD zum Thema Rechtsextre-
mismus entwickelt – und deren Inhalte sind The-
ma dieses Einführungsseminars. Es geht um In-
formationen für Interessenvertretungen an Schu-
len, Berufsschulen und Betrieben, wie und wo
den Rechten begegnet werden kann und muss.
Es gibt Tipps und Tricks im Umgang mit der DVD
und wie man sie auf der JAV-Versammlung, bei
Schülertreffen oder in Jugendgremien vorstellen
und effektiv einbauen kann. 
23. bis 25. April 2010. DGB-Jugendbildungszentrum Hattin-
gen, Buchungscode SLN1 610278936

Anmeldungen: www.dgb-jugendbildung.de

h at t i n g e n  – s e m i n a r e

Betriebsratswahlen – mit
einem neuen Internetauf-

tritt hat der DGB seine Dachkam-
pagne zur Mitbestimmung ge-
startet. Dort findet man Informa-
tionen über die betriebliche Mit-
bestimmung und die Wahlen, die
bundesweit bis Ende Mai 2010
stattfinden.
www.mitbestimmt.de 

+


